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Gemeinde Frittlingen 
Landkreis Tuttlingen 

 
 

Zusammenfassende Erklärung 

zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 Abs. 3a BauGB 
mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 

„Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
Gemäß § 10 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklä-
rung beizufügen. Darzulegen ist die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen 
Gründen der Plan nach den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkei-
ten gewählt wurde. 

1. Ziele des Bebauungsplans 

Der landwirtschaftliche Betrieb „Benne Agrar KG“ betreibt auf dem Bihrenberghof, auf Gemarkung 
Frittlingen, im Rahmen seiner landwirtschaftlichen Betriebsausübung mit Acker- und Pflanzenbau, 
Tierhaltung und landwirtschaftlichen Lohnunternehmen, außerdem eine Biogasanlage für die Erzeu-
gung von Strom und Wärme aus der Verstromung von Biogas (Biomasseanlage).  

Zur Absicherung, Fortführung und Weiterentwicklung der vorhandenen und künftiger Nutzungsstruk-
turen, insbesondere der Biomasseanlage, wurde ein vorhabenbezogener Bebauungsplan „Sonderge-
biet Landwirtschaft und Biomasseanlage Bihrenberghof“ aufgestellt und zum Satzungsbeschluss ge-
bracht. Gleichzeitig erfolgte eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung für das Planvorhaben.  

Die Leistung der Biomasseanlage soll erhöht, die technische Aufbereitung von Biogas im Plangebiet 
auf Erdgasqualität und die Einspeisung in eine Gasleitung soll künftig zulässig sein. Im Rahmen der 
Biomasseanlage sollen sowohl die Biogasanlage als auch eine Kompostierung von Biomasse möglich 
sein. 

Weiteres Ziel der Planung ist die Förderung der Erzeugung und Nutzung elektrischer und thermischer 
Energie aus regenerativer Biomasse und die Minimierung der Emission an hochklimawirksamen 
Treibhausgasen wie Kohlendioxid oder Methan aus dem Betrieb der Tierhaltungsanlage.  

Der Gemeinde Frittlingen als Träger der Planungshoheit wurde ein Antrag des landwirtschaftlichen 
Betriebes Benne Agrar KG vorgelegt. Dieser hatte zum Ziel, ein Sondergebiet „Biomasseanlage 
Bihrenberghof“ am bisherigen Standort des landwirtschaftlichen Betriebes, auszuweisen.  

Die Gemeinde Frittlingen unterstützt die Erweiterungspläne zum Ausbau der Biomasseanlage zur Er-
zeugung erneuerbarer Energie.   
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2. Berücksichtigung der Umweltbelange im Bebauungsplanverfahren 

Umweltbericht mit Umweltprüfung 

Für den vorliegenden Bebauungsplan wurde eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchge-
führt. Die hierin ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes sind im Umweltbericht 
dargestellt. 

Auswirkungen des Planvorhabens auf das Schutzgut Mensch sind gering. Hinsichtlich der Frequentie-
rung der Wilflinger Straße durch Transportverkehr liegt eine mittlere Eignung vor. Zwischen der Ge-
meinde und dem Vorhabenträger wurden dazu verschiedene bauliche Vereinbarungen getroffen. 

Für das Schutzgut Arten- und Biotope ist der Hofstelle, abgesehen vom Vorkommen kulturfolgender 
Arten wie Schwalben, Sperlinge, Hausrotschwanz und anderen, keine besondere Eignung für Zwecke 
des Arten- und Biotopschutzes beizumessen. Auch den geplanten östlichen Erweiterungsflächen 
kommt nur eine geringe Eignung für das Schutzgut zu.  

Für den naturschutzrechtlichen Ausgleich wurde neben den Ausgleichsmaßnahmen auf dem Be-
triebsgelände eine externe Ersatzmaßnahme zur Eingrünung des östlich der Hofstelle gelegenen ge-
planten Retentions- und Versickerungsbeckens und einer Extensivierung des Grünlandes im Umfeld 
des Beckens festgelegt.  

Von den geplanten gewerblichen Entwicklungsmaßnahmen ist das Schutzgut Boden zum Teil in er-
heblichem Maße betroffen. Durch die Erweiterung der Biomasseanlage weitere weitere Hofflächen 
überbaut und versiegelt. Der bodenkundliche Eignung der Böden für die Bodenfunktionen „Standort 
für natürliche Vegetation“ ist dabei eine mittlere bis hohe Wertigkeit zugeordnet. Von geringer bis 
mittlerer Wertigkeit ist die Bodenfunktionen „Ausgleichskörper im Wasserkreislauf“ bilanziert. Die 
Bodenfunktionen „Filter- und Puffer für Schadstoffe“ ist eine hohe Wertstufe zuzuordnen. 

Für das Schutzgut Wasserhaushalt sind die Merkmale des Standortes von allgemeiner Bedeutung, in 
ihrer Eignung gering bis mittel eingestuft. Für die Biomasseanlage ist potentiell eine leicht erhöhte 
betriebs-, anlagen- und unfallbedingte Gefährdung des Grundwassers gegeben. Dieser Gefährdung 
wurde im Bebauungsplan jedoch durch Festsetzungen von Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
men entgegen gewirkt. Neuversiegelungen wurden auf ein technisch notwendiges Minimum be-
schränkt. Diverse Fachgutachten wurden im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
erstellt. 
Im Bereich der Grünflächen bleibt die abflussregulierende Funktion erhalten. Niederschlagswasser 
von versiegelten und überbauten Flächen wird künftig geordnet einem östlich, außerhalb des Plange-
bietes, zu erstellenden Retentions- und Versickerungsbecken zugeleitet.  

Ein relevante Beeinträchtigung des Schutzgut Klima ist von der geplanten Unternehmenserweiterung 
nicht zu erwarten. Das Bauvorhaben wird sich im Siedlungsklima von Frittlingen kaum beeinflussend 
bemerkbar machen. Auch liegt das Plangebiet in keiner ausgeprägten Tal- oder Luftleitbahn. 

Hinsichtlich des Schutzgutes Landschaftsbild ändern die geplanten Erweiterungen der Biomassean-
lage die Gesamtwirkung des Landschaftsbildes kaum. Die Hofstelle ist durch Hecken und Bäume gut 
in das Landschaftsbild eingebunden. Geplante Pflanzungen im Osten und Südosten ergänzen die Ein-
bindung künftiger Anlagen der Biomasseanlage.   
 

Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung 

Der naturschutzrechtlich erforderliche Ausgleich wurde im Rahmen einer Eingriffs-/ Ausgleichsbilan-
zierung nach § 14 ff BNatSchG ermittelt. Zur Minimierung und Vermeidung von Eingriffen in Natur 
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und Landschaft wurden Maßnahmen vorgeschlagen, die während der Erarbeitung des Entwurfs weit-
gehend in Form von Festsetzungen und Plananpassungen in den Bebauungsplan übernommen wur-
den. Die wichtigsten 5 Vermeidungsmaßnahmen umfassen: 

 einen sachgerechten Umgang mit Boden, 

 den Schutz von Böden auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen,  

 eine wasserdurchlässige Befestigung von Teilen der Hoffläche, 

 das geordnete Fassen und Ableiten von Niederschlagswasser und dessen Retention und Versi-
ckerung in einem neu zu erstellenden Becken sowie 

 der Schutz des Grundwassers vor dem Eintrag wassergefährdender Stoffe. 

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans wurden 6 Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt, 
darunter: 

 Pflanzfestsetzung zur Begrünung der westlichen Hofstelle durch Bäume, 

 Pflanzfestsetzung zur Begrünung der Hofstelle im Süden, 

 Eingrünung der geplanten Biomassenanlangen und der Fahrsilo durch Bäume, 

 Pflanzung einer Hecke im Südosten der Hofstelle, 

 Pflanzung einer Hecke im Nordosten der Hofstelle und 

 Umwandlung von Acker in Grünland im Osten. 
 

Im Ergebnis ist das Planvorhaben mit Auswirkungen auf die vorstehend genannten Schutzgüter ver-
bunden. Die Veränderungen sind dauerhaft. Der Eingriff ist insgesamt jedoch von allgemeiner 
Schwere und weitgehend ausgleichbar.  

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, geplante Ausgleichsmaßnahmen im Bereich der Hof-
stelle und die verpflichtende Ersatzmaßnahme E1 - Extensivierung von Grünland und Bepflanzung des 
Retentions- und Versickerungsbeckens können die Beeinträchtigungen bei allen Schutzgütern voll-
ständig kompensieren oder auf ein vertretbares Maß reduzieren. Beim Schutzgut Boden erfolgt dies 
im Rahmen eines schutzgutübergreifenden Ausgleichs. 

Die Kompensationsmaßnahmen tragen auch zur landschaftlichen Vielfalt und Naturnähe bei, 
wodurch sich ein Teilausgleich für das Schutzgut Landschaftsbild ergibt. 

Artenschutzrechtliche Beurteilung 

Zum Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ wurde im September 2017 eine 
faunistische Vorprüfung zum Artenschutz vom Gutachterbüro für faunistische Gutachten Stauss & 
Turni, Tübingen, erstellt.  Hinsichtlich der Rodung einer jungen Hecke entlang eines Fahrsilos kam der 
Gutachter in der faunistischen Relevanzprüfung zu folgendem Fazit: 

„Der in Nord-Süd-Richtung verlaufende einreihige Hecken- bzw. Strauchbestand entlang des Fahrsilos 
im Nordosten des Plangebiets war zum Zeitpunkt der Übersichtsbegehung bereits gerodet. Es ist an-
zunehmen, dass der vor wenigen Jahren angepflanzte Heckenbestand potenzielle Brutmöglichkeiten 
für in niedrigen Hecken brütende Arten, wie bspw. die Goldammer, bot. 
Die Kompensation erfolgt im Rahmen der Ausgleichsmaßnahmen A4 und A5, der Pflanzung von He-
cken im Südosten und Nordosten der Hofstelle.  

Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Schutzgebiete oder -objekte sind vom Planvorhaben nicht betroffen. 
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3. Verfahrensablauf 

Aufstellungsbeschluss 

Der Gemeinderat Frittlingen hat in öffentlicher Sitzung am 25.10.2021 den Aufstellungsbeschluss 
zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 Abs. 3a BauGB „Sondergebiet Biomasseanlage 
Bihrenberghof“ gefasst. Der Beschluss wurde am 04.11.2021 ortsüblich bekannt gemacht. 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

In seiner Sitzung am 25.10.2021 beschloss der Gemeinderat den Planentwurf vom 01.10.2021.  

Die Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom 15.11.2021 bis zum 17.12.2021 
durchgeführt. Mit Schreiben vom 10.11.2021 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange von der Planung unterrichtet und zur Äußerung zu den Planunterlagen aufgefordert. 

Der Gemeinderat Frittlingen befasste sich in seiner Sitzung am 06.09.2022 im Rahmen der Abwägung 
nach § 1 Abs. 7 BauGB mit den Äußerungen der Bürger und eingegangenen Stellungnahmen der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange.  

 

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs und Einholung der Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 

In seiner Sitzung am 06.09.2022 beschloss der Gemeinderat den Planentwurf vom 06.09.2022. 
Gleichzeitig beschloss der Gemeinderat die öffentliche Auslegung des Planentwurfs. Die öffentliche 
Auslegung des Planentwurfs wurde am 13.10.2022 ortsüblich bekannt gemacht. Durchgeführt wurde 
sie in der Zeit vom 24.10.2022 bis zum 25.11.2022. Mit Schreiben vom 20.10.2022 wurden die Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange von der Planung unterrichtet und zur Äußerung zu den 
Planunterlagen aufgefordert. 

Der Gemeinderat Frittlingen befasste sich in seiner Sitzung am 24.07.2023 im Rahmen der Abwägung 
mit den Äußerungen der Bürger und eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange.  

Satzungsbeschluss 

In seiner Sitzung am 24.07.2023 fasste der Gemeinderat Frittlingen den Satzungsbeschluss zum Vor-
habenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 Abs. 3a BauGB mit integriertem Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“. 

Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss wurde am 03.08.2023 gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.  

Damit ist der Vorhabenbezogene Bebauungsplan nach § 12 Abs. 3a BauGB mit integriertem Vorha-
ben- und Erschließungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ am 03.08.2023 in Kraft 
getreten.  

4. Anregungen der Bürger, Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange und Ab-
wägung (Auswahl) 

Aus der Bürgerschaft sind im Zuge der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 
BauGB nachfolgend aufgeführte Stellungnahmen eingegangen. Von Seiten der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange sind im Zuge der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB Anre-
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gungen geäußert oder Bedenken vorgebracht worden. Diese sind im Wortlaut in den Abwägungslis-
ten mit Beschlussfassungen des Gemeinderates dargelegt. Außerdem sind diese auszugsweise in der 
Begründung und im Umweltbericht gelistet worden. 

Frühzeitige Beteiligung - (Themenauswahl) 
Öffentlichkeit / Bürger 

 Verkehr auf landwirtschaftlichem Weg ab Friedhof zum Bihrenberg wurde nicht berücksichtigt. 
 Landwirtschaftswege ab Friedhof werden von Fußgängern und Radfahrern frequentiert / Sicher-

heit. 
 Tempolimit 20 km/h wird für gut geheißen. 
 Biomasse contra Nahrungsmittel 
 Wildpflanzenmischungen als Ergänzung zum Maisanbau für Biogas nutzen 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Die landwirtschaftlichen Wege werden seit Jahren vom Landwirtschafts- und Biogasbetrieb Benne im Zuge 
landwirtschaftlicher Produktion und Biogasproduktion, weiterhin von diversen anderen Verkehrsteilnehmern, 
z.B. anderen Landwirten, LKW in Verbindung mit der Erddeponie, diverse Fahrzeugtypen und Gespanne zum 
und vom Schuppengebiet, Rückefahrzeuge und LKW-Tieflader zur Forstwirtschaft, befahren. 

Die Gemeinde hat mit dem Landwirt Benne eine Vereinbarung über Sicherheitsmaßnahmen am unteren Zu-
fahrtsweg zwischen der Hauptstraße und etwa Ende des Friedhofs getroffen. 

Das Miteinander von land- und forstwirtschaftlichem Verkehr und sonstigen berechtigtem Verkehr sowie den 
Erholungsuchenden funktioniert seit Jahren im Rahmen einer gegenseitigen Rücksichtnahme. Die vorgelegte 
Stellungnahme betrifft nur indirekt das eigentliche Bebauungsplanverfahren. 
 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH & Co. KG 
 Schutzstreifen der Gas-Hochdruckleitung einzeichnen und textlich in den Planungsrechtlichen 

Festsetzungen und Örtlichen Bauvorschriften. 
 Hinweis auf nicht zulässige, ggf. zu beseitigende, Pflanzgebote 2 und 4 und ein eingezeichnetes 

Fahrsilo. 
 Versorgungsanlagen der ENRW dürfen nicht gefährdet werden und müssen zugänglich bleiben. 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Der Anregung zum Schutzstreifen der Gas-Hochdruckleitung wird entsprochen.  
Das gemeinte Pfg 2 umfasst 2 bestehende Bäume und das gemeinte Pfg 4 eine Hecke, die seit vielen Jahren dort 
aufgewachsen ist. Das Fahrsilo ist ebenfalls vorhanden. Die Gasleitung knickt an der südwestlichen Ecke des 
Fahrsilos nach Süden ab. Sollte sich in der Zukunft die Notwendigkeit für eine Änderung der Pflanzgebote erge-
ben, wird Landwirt Herr Benne dies mit der ENRW einvernehmlich klären. 

Landratsamt Tuttlingen - Stabstelle Recht 
 Geltungsbereich des Bebauungsplans weicht im Westen und Osten von den Darstellungen des 

Flächennutzungsplans ab; Abweichung ist für das Entwicklungsgebot unschädlich. 
Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde 
 Keine grundsätzlichen Bedenken gegen den Bebauungsplan. 
 Artenschutzrechtliches Gutachten von 2017 wird weiterhin akzeptiert; in 2017 überplante Nie-

derhecke wurde durch Ausgleichsmaßnahme A3 und die Ersatzmaßnahme E1 kompensiert. 
 Kultur „Durchwachsene Silphie: eine naturschutzgerechte Bewirtschaftung ist erforderlich um als 

naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahme anerkannt zu werden. 
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 Vollausgleich wird durch die Ausgleichsmaßnahmen A1 bis A6 sowie der Ersatzmaßnahme E1 er-
reicht 
 Maßnahme A6 Umwandlung von Acker in Grünland ist mit detaillierter Beschreibung in die Fest-

setzungen aufzunehmen; in den Planunterlagen die Anzahl der Bäume im Pflanzgebot PFG 2 an-
gleichen. 
 Zum Schutz von Amphibien und Insekten sind Erdarbeiten an der bestehenden Versickerungs-

mulde bei stehendem Wasser in den Monaten Juli, August und September durchzuführen. 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Der Bihrenberghof wird die Ersatzmaßnahme „Durchwachsene Silphie“ nicht weiterführen, zumal wegen der 
Flächennutzungsplanung der Gemeinde eine andere geeignete Wirtschaftsfläche gefunden werden müsste. Der 
naturschutzrechtliche Ausgleich wird durch eine hofnahe Ersatzmaßnahme E1 ersetzt. 
Der Anregung zum Schutz von Amphibien und Insekten wird entsprochen. 

Landratsamt Tuttlingen - Wasserwirtschaftsamt 
 Detailplanung zur Entwässerung mit dem Wasserwirtschaftsamt abstimmen und genehmigen las-

sen. 
 Aufnahme nachstehender Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen in die Planungsrechtli-

chen Festsetzungen. 
 Starkregengefährdung ist von einem fachkundigen Büro zu prüfen; bei Gefährdung Schutzmaß-

nahmen entwickeln; Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung sollen dem WWA vorgelegt und ab-
gestimmt werden. 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Breinlinger Ing. hat ein Entwässerungskonzept erarbeitet und wird die erforderlichen Abstimmungen vorneh-
men.  

Zweckverband Wasserversorgung Oberer Neckar - ZVON 
 Keine Bedenken; das Pflanzen von Bäumen bei einem Vororttermin klären. 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Das Pflanzbindungen für bestehende Bäume und Gehölzgruppen Pfb1, Pfb2 und Pfb3 umfassen Gehölzpflan-
zungen, die seit vielen Jahren dort aufgewachsen ist. Das an die Wasserleitung mit Abstand angrenzende Fahr-
silo ist ebenfalls vorhanden. Sollte sich in der Zukunft die Notwendigkeit für eine Änderung der Pflanzbindun-
gen (best. Gehölze) oder der Pflanzgebote (Pfg) (gepl. Gehölze) ergeben, wird Landwirt Herr Benne dies mit 
dem ZVON einvernehmlich klären. 

Der Vorhabenträger (Benne Agrar KG) wird gebeten, die genauen Standorte für das Anpflanzen von Bäumen 
(Pflanzgebote) zu gegebener Zeit in einem Ortstermin mit dem ZVON festzulegen. 

 

 

Öffentliche Auslegung / Offenlage - (Themenauswahl) 
Öffentlichkeit / Bürger 

Es sind keine Stellungnahmen eingegangen. 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH & Co. KG 
 Nachweis führen, dass die Pflanzgebote 2 und 4 zulässig sind. 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Das Pflanzgebot Pfg 2 für zwei großkronige Bäume wurde verschoben. Die beiden Bäume weisen nun einen Ab-
stand von 2 m zum Leitungsrecht auf.  
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Beim Pflanzgebot 4 handelt es sich wohl um die Pflanzbindung PfG 4 für ein bestehendes Gehölz, das die Gas-
leitung und den Leitungsschutzstreifen überlagert. Sollte sich in der Zukunft die Notwendigkeit für eine Ände-
rung der Pflanzbindungen (best. Gehölze) oder der Pflanzgebote (Pfg) (gepl. Gehölze) ergeben, wird Landwirt 
Herr Benne dies mit der ENRW einvernehmlich klären. 

Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde 
 Keine grundsätzlichen Bedenken gegen den Bebauungsplan. 
 Maßnahme zum artenschutzfachlichen Funktionsausgleich im Rahmen der Ausgleichsmaßnah-

men A4 und A5 in die Planungsrechtlichen Festsetzungen aufnehmen. 
 Ersatzmaßnahme E1 wird in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag gesichert. 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Der Anregung wird entsprochen. Es handelt sich um Maßnahmen zum artenschutzfachlichen Funktionsaus-
gleich. Umweltbericht, EA-Bilanzierung und Faunistische Prüfung zum Artenschutz sind Bestandteile des Bebau-
ungsplans. Für eine ausdrückliche zusätzliche Verankerung der CEF-Maßnahme in den Planungsrechtlichen 
Festsetzungen gibt es keine rechtliche Grundlage. Es spricht jedoch auch nichts dagegen, den Hinweis auf die 
CEF-Maßnahme bei den Ausgleichsmaßnahmen A4 und A5 in die Planungsrechtlichen Festsetzungen aufzuneh-
men. 

Landratsamt Tuttlingen - Wasserwirtschaftsamt 
 Belange des Bodenschutzes müssen auf Ebene des Bebauungsplans abgearbeitet werden. 
 Entwässerung ist mit dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt. 
 Keine Bedenken zum bodenschutzrechtlichen Ausgleich, wenn Ausgleichsbilanzierung von Seiten 

des Naturschutzes mitgetragen werden kann. 
Abstimmungen Planungsbüro und Wasserwirtschaftsamt zum Starkregenrisiko laufen. 

Stellungnahme der Gemeinde:  

Die Genehmigungsplanung vom 08.04.2022 mit zugehörigem Lageplan sowie Unterlagen zum hydraulischen 
Nachweis wurde von Breinlinger Ing., Herr Hagen, mit dem Wasserwirtschaftsamt, Herrn Dreher, abgestimmt. 

5. Geprüfte Planungsalternativen 

Für die Erweiterung der bestehenden Biomasseanlage auf dem Bihrenberghof gibt es keine Standort-
alternative. Eine Erweiterung nach Osten ist die einzige sinnvolle Option für das Planvorhaben.  

Insofern erübrigt sich eine Prüfung von Planungsalternativen. Auch aus Sicht der Gemeinde besteht 
für das Planvorhaben kein sinnvoller Alternativstandort, der zu prüfen wäre. 

  

Frittlingen, den 25.07.2023 

 

 

Dominic Butz 

Bürgermeister 


